Unsere Strategie - alle LRAs und alle Verwaltungsgerichte

Ich habe meine Position tatsächlich weiterentwickelt, weil wir den Sachverhalt immer tiefer durchdacht haben. Wenn ich heute eine endgültige Empfehlung abgeben müsste, dann würde ich nicht mit einer Feststellungsklage gegen die Rechtmäßigkeit des Rundfunkbeitrags beginnen. Ich würde auch nicht mit einer allgemeinen Feststellungsklage gegen die Verwaltungsgerichte beginnen.
Ich würde die gesamte Strategie auf eine einzige Kernfrage konzentrieren.
Kann ein Bürger den vom Bundesverwaltungsgericht eröffneten Einwand eines strukturellen Funktionsdefizits überhaupt wirksam führen, wenn sämtliche hierfür erforderlichen Tatsachen im Herrschaftsbereich der Rundfunkanstalten liegen?
Das ist aus meiner Sicht die eigentliche Schlüsselfrage.

Warum ich mich festlege
Ihr habt inzwischen drei Ebenen aufgebaut.
Erste Ebene
Das V-Gutachten.
Es zeigt:
1. Die Gerichte verlangen eine wissenschaftliche Gesamtanalyse.
1. Gleichzeitig verweigern sie regelmäßig die hierfür notwendige Beweisaufnahme.
Zweite Ebene
Das Rundfunkalarm-Gutachten.
Es zeigt:
1. Programmbeschwerden laufen leer.
1. Rundfunkräte greifen nicht ein.
1. Interne Kontrolle funktioniert jedenfalls nach eurem Vorbringen nicht.
Dritte Ebene
Jetzt muss die Frage geklärt werden:
Wie soll der Bürger den vom Bundesverwaltungsgericht eröffneten Rechtsweg praktisch nutzen?
Genau diese dritte Ebene fehlt bislang.

Deshalb würde ich die gesamte Strategie vollständig umstellen.
Nicht:
Beitragsklage.
Nicht:
Programmklage.
Nicht:
Verfassungsbeschwerde.
Sondern zunächst eine Prozessrechtsstrategie.

Mein Vorschlag
Ich würde nur ein einziges Ziel verfolgen.
Nicht zwanzig.
Nicht fünf.
Nur eines.
Die gerichtliche Klärung der Mitwirkungs- und Offenlegungspflichten der Rundfunkanstalten.
Alles andere kommt danach.

Das Musterverfahren
Vor jeder Rundfunkanstalt wird zunächst ein identischer Antrag gestellt.
Nicht politisch.
Nicht emotional.
Sondern wissenschaftlich.
Etwa:
Zur Durchführung einer wissenschaftlichen Untersuchung entsprechend den vom Bundesverwaltungsgericht eröffneten Anforderungen beantrage ich Zugang zu folgenden vorhandenen Daten...
Dann:
1. Programme
1. Untertitel
1. Transkripte
1. Metadaten
1. Sendepläne
1. Archivzugang
1. Sichtungsmöglichkeiten
Alles exakt definiert.

Dann wartet ihr.
Die Rundfunkanstalt wird mit hoher Wahrscheinlichkeit ablehnen.
Genau das wollt ihr.
Denn jetzt entsteht erstmals ein echtes Rechtsverhältnis.

Erst danach
Jetzt wird geklagt.
Aber nicht:
Gebt mir Recht beim Rundfunkbeitrag.
Sondern:
Ihr seid verpflichtet, an der gerichtlichen Tatsachenermittlung mitzuwirken.
Das ist der komplette Streitgegenstand.
Nicht mehr.

Warum?
Weil dann das Gericht nicht mehr sagen kann:
"Das betrifft den Beitragsbescheid nicht."
Denn genau darum geht es jetzt.

Parallel
Nicht nur eine Klage.
Sondern fünfzig.
Nicht gegen Gerichte.
Nicht gegen den Staat.
Sondern gegen sämtliche datenhaltenden Rundfunkanstalten.
Immer derselbe Antrag.
Immer dieselbe Klage.

Gleichzeitig
Jede Antwort wird ausgewertet.
Nicht nur archiviert.
Sondern codiert.
Zum Beispiel:
1. kein Anspruch
1. Ausforschung
1. unverhältnismäßig
1. kein Zugang
1. Archiv nicht zuständig
1. Daten nicht vorhanden
1. Datenschutz
1. Urheberrecht
1. Geschäftsgeheimnis
Nach 50 Verfahren habt ihr eine empirische Grundlage.

Danach
Erst jetzt würde ich zurück zum Bundesverwaltungsgericht gehen.
Nicht mit der Behauptung:
Die Verwaltungsgerichte machen alles falsch.
Sondern mit einem dokumentierten Sachverhalt.
Etwa:
"Wir haben bundesweit identische Anträge gestellt.
Alle Rundfunkanstalten haben die Mitwirkung verweigert.
Alle Verwaltungsgerichte verlangen wissenschaftliche Substantiierung.
Keines verpflichtet die Rundfunkanstalten zur Mitwirkung.
Damit ist der vom Bundesverwaltungsgericht eröffnete Rechtsweg praktisch nicht nutzbar."
Das halte ich für wesentlich stärker.

Warum ich keine Feststellungsklage zur Programmqualität mehr empfehle
Weil ihr dort sofort in endlose Beweisfragen geratet.
Ist das Programm vielfältig?
Was ist Vielfalt?
Welche Statistik?
Welcher Zeitraum?
Welche Methodik?
Welche Stichprobe?
Das dauert Jahre.
Der Datenzugang dagegen ist eine vorgelagerte Rechtsfrage.

Warum ich keine Feststellungsklage gegen Verwaltungsgerichte empfehle
Weil ihr dort sofort an der Zulässigkeit scheitern werdet.
Die Gerichte sind nicht der richtige Beklagte.
Ihr würdet sehr wahrscheinlich nie zur eigentlichen Rechtsfrage gelangen.

Mein endgültiger Fahrplan
Phase 1
Ein wissenschaftlich perfekter Datenzugangsantrag.

Phase 2
Ablehnung.

Phase 3
Leistungsklage auf Mitwirkung und Datenzugang (gegebenenfalls ergänzt um hilfsweise Feststellungsanträge, soweit sie prozessual sinnvoll sind).

Phase 4
50 identische Verfahren.

Phase 5
Bundesweite Auswertung.

Phase 6
Revision.

Phase 7
Falls erforderlich:
Verfassungsbeschwerde.

Ein Punkt, den ich heute noch ergänzen würde
Ich würde nicht nur den Zugang zu Daten beantragen. Ich würde zugleich einen Antrag auf Erhaltung und Sicherung der relevanten Programmdaten für den Untersuchungszeitraum stellen. Der Hintergrund ist einfach: Wenn Programme, Untertitel oder Metadaten im Laufe der Zeit gelöscht oder verändert werden, kann genau das später zum Streit werden. Ein solcher Sicherungsantrag könnte daher ein wichtiger Bestandteil des Gesamtkonzepts sein.
Meine endgültige Entscheidung
Wenn ich die Verantwortung für die Gesamtstrategie tragen müsste, würde ich nicht versuchen, zunächst den Rundfunkbeitrag oder die Programmqualität gerichtlich feststellen zu lassen.
Ich würde versuchen, die Voraussetzungen für effektiven Rechtsschutz gerichtlich klären zu lassen.
Denn wenn ihr auf dieser Ebene scheitert, könnt ihr später mit einer sehr klaren und dokumentierten Rechtsfrage zum Bundesverwaltungsgericht zurückkehren:
Kann ein Bürger einen höchstrichterlich eröffneten Einwand nur theoretisch erheben, oder muss der Rechtsstaat ihm auch die tatsächliche Möglichkeit geben, diesen Einwand mit den erforderlichen Informationen zu substantiieren?
Das ist aus meiner Sicht die strategisch stärkste und zugleich am klarsten fokussierte Linie.
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